
hilfsweise,

festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch
gegen seine Verpflichtungen aus Art. 31 der Richtlinie
2005/28/EG der Kommission vom 8. April 2005 zur Festle-
gung von Grundsätzen und ausführlichen Leitlinien der
guten klinischen Praxis für zur Anwendung beim Menschen
bestimmte Prüfpräparate sowie von Anforderungen für die
Erteilung einer Genehmigung zur Herstellung oder Einfuhr
solcher Produkte verstoßen hat, dass es der Kommission
nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften mitgeteilt hat,
die erforderlich sind, um der Richtlinie nachzukommen;

— dem Großherzogtum Luxemburg die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 2005/28/EG sei am
29. Januar 2006 abgelaufen.

(1) ABl. L 91, S. 13.

Klage, eingereicht am 15. Februar 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Hellenische Republik

(Rechtssache C-84/07)

(2007/C 95/37)

Verfahrenssprache: Griechisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevoll-
mächtigte: G. Zavvos und H. Støvlbæk)

Beklagte: Hellenische Republik

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass die Hellenische Republik durch die oben
genannten konkreten Handlungen gegen ihre Verpflichtun-
gen aus Art. 3, Art. 4 Abs. 1 Buchst. b und Art. 12 der
Richtlinie 92/51/EWG vom 18. Juni 1992 über eine zweite
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (1)
verstoßen hat;

— der Hellenischen Republik die Kosten des Verfahrens auf-
zuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Nach Angabe der Kommission weigert sich die Hellenische Re-
publik, Optikerdiplome, die von einer italienischen Lehranstalt
aufgrund einer Franchisingvereinbarung mit einer griechischen
Lehranstalt verliehen worden sind, zu prüfen und anzuerkennen.

Die Kommission macht geltend, das Grundmerkmal, das die
griechischen Behörden feststellen könnten, bestehe darin, ob das
Diplom Zugang zu dem betreffenden Beruf gewähre, und der
Umstand, dass dieses Diplom aufgrund einer Franchisingverein-
barung erteilt worden sei oder nicht, sei für seine Anerkennung
durch die griechischen Behörden unerheblich. Die Richtlinie
92/51 mache in Bezug darauf keinen Unterschied. Ferner
betreffe die vorlegende Sache weder die Art. 149 und 150 EG-
Vertrag noch Art. 16 der griechischen Verfassung, da die recht-
mäßig von italienischen und nicht von griechischen Lehranstal-
ten, mit denen diese Franchisingvereinbarungen geschlossen
hätte, erteilt worden seien.

Aus diesen Gründen verstoße die Weigerung der griechischen
Behörden, die oben genanten italienischen Diplome zu prüfen
und anzuerkennen, gegen die Art. 3 und 12 der Richtlinie
92/51. Wie aus den konkreten Beschwerden hervorgehe, hätten
die griechischen Behörden die Beschwerdeführer, die die Aner-
kennung des Optikerdiploms, das sie in Italien erworben hätten,
beantragt hätten, auch dazu verpflichtet, an einem Anpassungs-
lehrgang teilzunehmen. Diese Praxis verstoße gegen Art. 4
Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 92/51, wonach die griechischen
Behörden verpflichtet seien, ausländischen Antragstellern das
Recht auf die Wahl zwischen der Teilnahme an einen Anpas-
sungslehrgang und einer Eignungsprüfung einzuräumen.

(1) ABl. L 209 vom 24.7.1992, S. 25 bis 45.

Klage, eingereicht am 15. Februar 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik

(Rechtssache C-85/07)

(2007/C 95/38)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevoll-
mächtigte: S. Pardo Quintillán und D. Recchia)

Beklagte: Italienische Republik

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass die Italienische Republik gegen ihre Ver-
pflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 und Art. 15 Abs. 2 der
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ord-
nungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich
der Wasserpolitik (1) verstoßen hat, indem sie

28.4.2007 C 95/21Amtsblatt der Europäischen UnionDE


